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Begriffserklärungen


Ballei: Verwaltungsbezirk oder Provinz eines Ritterordens


Chorgebet: Stundengebet zu festgelegten Tageszeiten einer klösterlichen oder stiftischen Gemeinschaft


Deutschmeister: Oberhaupt der Balleien des Deutschen Ritterordens im Hl. Röm. Reich


Domdechant: auch Domdekan: leitet die inneren Angelegenheiten eines Domkapitels


Domkapitel: Gremium von Geistlichen an einer Bischofskirche, die an der Verwaltung des Bistums beteiligt sind und den Bischof wählen


Domkapitular: Mitglied eines Domkapitels


Domprobst: Leiter eines Domkapitels, vertritt dieses nach außen


Hochmeister: Höchstes Amt im Deutschen Ritterorden


Hochstift: Geistliches Territorium im Hl. Römischen Reich, in dem ein Bischof die weltliche Herrschaft ausübt


IPO: instrumentum pacis osnabrugensis, Osnabrücker Friedensvertrag von 1648


Kanoniker: Mitglied eines Dom- oder Stiftskapitels


Koadjutor: Bischof, der einem Diözesanbischof zur Unterstützung in der Amtsführung zugeordnet ist


Kommende: Niederlassung eines Ritterordens


Komtur: Vorsteher der Niederlassung eines Ritterordens


Kuriatstimme: Gemeinsame Stimme für kleinere Reichsstände auf dem Reichstag des Hl. Römischen Reiches, z.B. wurden insgesamt 100 Reichsgrafen durch 4 Kuriatstimmen vertreten


Präbende: auch Pfründe, Einkommen aus einem kirchlichen oder weltlichen Amt


Simultaneum: Gemeinsame Nutzung von Kirchengebäuden durch zwei oder mehr Konfessionen


Tonsur: Partielle Entfernung des Kopfhaares bei katholischen Klerikern


Virilstimme: Einzelstimme von Kurfürsten und Reichsfürsten auf dem Reichstag des Heiligen Römischen Reiches





Einleitung


Mit Martin Luther, dem Wittenberger Mönch und Theologen, und seinen 95 Thesen begann 1519 die Zeit der Glaubenskämpfe im „Heiligen Römischen Reich deutscher Nation“ und in Europa. Schon vorher hatte es immer wieder „Häretiker“ und „Ketzer“ gegeben, die teilweise auch starke fast revolutionäre Bewegungen auslösen konnten wie die Waldenser in Südfrankreich und Norditalien oder die Hussiten in Böhmen, die aber letztlich durch die Übermacht der katholischen Kirche und ihrer weltlichen militärischen Kräfte scheiterten. Im alten Reich in der Mitte Europas gelang es dann aber den Kaisern aus dem Hause Habsburg, vor allem Karl V. nicht, das von Luther angefachte Feuer der reformatorischen Bewegung auszutreten. Das lag an der komplexen Struktur des Reiches mit schwacher kaiserlicher Zentralgewalt bedingt durch das archaische Wahlkaisertum und die dadurch immer selbständiger agierenden Reichsfürsten, die ja ursprünglich Vasallen des Kaisers bzw. deutschen Königs waren, sich aber mehr und mehr von dieser grundsätzlich der Königsmacht dienenden Rolle emanzipiert hatten.


Das in der „Goldenen Bulle“ von 1356 niedergelegte Reichsgesetz legte fest, dass die Königs- bzw. Kaiserwahl durch die sieben Kurfürsten zu erfolgen hatte - durch drei geistliche (die Erzbischöfe von Mainz, Köln und Trier) und vier weltliche vornehme Fürsten (den König von Böhmen, den Herzog von Sachsen, den Markgrafen von Brandenburg und den Pfalzgrafen bei Rhein). Die drei letztgenannten Kurfürsten schlossen sich der Reformation an, zusätzlich viele andere Fürsten unterhalb der Kurfürstenebene. Auch in den Bistümern gab es zahlreiche mehr oder weniger den reformatorischen Gedanken zugeneigte Kleriker. Trotz des kaiserlichen Sieges im Krieg gegen den Schmalkaldischen Bund der protestantischen Fürsten war das Luthertum nicht mehr in die alte Kirche zu integrieren.


Im Augsburger Religionsfrieden von 1555 wurde die Religionsfreiheit auf der Ebene der weltlichen Fürsten anerkannt, die die Konfession in ihren Territorien frei festlegen konnten, die Untertanen mussten aber die Religion der Obrigkeit annehmen („cuius regio, eius religio“). Geistliche Fürsten verloren aber bei Abfall von der katholischen Religion ihre Würden. Durch diese Regelungen konnten größere militärische Auseinandersetzungen im Reich über mehr als 50 Jahre verhindert werden, es gab aber immer wieder konfessionelle Konflikte insbesondere um das Schicksal katholischer Einrichtungen in evangelischen Territorien, die zum Beginn des neuen Jahrhunderts hin immer kompromissloser ausgetragen wurden, so dass doch 1618 nach der Initialzündung durch den Prager Fenstersturz im Streit um die Religionsfreiheit der böhmischen Stände der dreißigjährige Krieg zunächst als Religionskrieg begann.


Dieser Krieg mit seinen Verwüstungen und Gräueln wird als Urkatastrophe im Bewusstsein der Deutschen angesehen mit einer geschätzten Opferzahl von 30% der Bevölkerung. Sein Ende durch die 1648 abgeschlossenen Friedensverträge von Münster und Osnabrück wurde sehnsüchtig erwartet als Ende dieses apokalyptischen Geschehens und war nur möglich durch große Kompromissbereitschaft insbesondere auf Seiten des geschwächten Reiches und seiner Fürsten.


Ihre teilweise sehr detaillierten Bestimmungen wurden in den Kanon der Reichsgrundgesetze aufgenommen und konnten bis zum Ende des Reiches 1806 weitere kriegerische Auseinandersetzungen aufgrund konfessioneller Konflikte verhindern. Besonders wichtig war Artikel V, § 2 des Osnabrücker Vertragswerks, die sogenannte Normaltagsregelung. Darin wurde der 1. Januar 1624 als „Stichtag für die Restitution in geistlichen Angelegenheiten sowie für das, was als deren Folgen in den weltlichen Angelegenheiten verändert wurde“, festgelegt. Der konfessionelle Stand zu diesem Tag sollte in allen Reichsständen wiederhergestellt werden.





Bikonfessionelles Fürstbistum


Osnabrück - Kompromisse extrem


1688 wurde Christian Philipp von Schele Domherr in Osnabrück. Am 16.2.1692 erfolgte seine feierliche Emanzipation, mit der er die vollen Rechte und Pflichten als Domkapitular übernahm. Dazu musste er nach der Ordnung des Domkapitels schwarz gekleidet, barfuß und barhäuptig und mit einer Rute in der Hand in das Kapitelhaus eintreten und sich vor dem Domdechanten in Kreuzform auf den Boden legen. Der Dechant und die anderen anwesenden Domherren beteten dann einen Psalm über ihm, der Dechant berührte ihn dreimal mit der Rute. Dann wurde er mit dem Chorrock bekleidet und erhielt seinen Platz im Kapitelsaal. Danach war der neue Domherr zu einer halbjährlichen „strengen Residenz“ verpflichtet, während der er täglich am Chorgebet teilnehmen und auch bei allen Kapitelsitzungen anwesend sein musste.


In ähnlicher Form wurde die Aufnahmeprozedur sicherlich in allen Domkapiteln und Stiften durchgeführt, das besondere bei Herrn von Schele war aber, dass er als Protestant in ein konfessionell gemischtes Kapitel aufgenommen wurde - von 24 Sitzen mussten immer drei von Protestanten besetzt sein. Wie kam es dazu?


Auch hier bildet der Westfälische Friede von Münster und Osnabrück 1648 die Grundlage. Das Fürstbistum Osnabrück hatte sich seit der Reformation zu einem konfessionell gemischten Gebiet entwickelt. Im instrumentum pacis osnabrugensis, dem Osnabrücker Vertrag, wurde geregelt, dass das Bistum im Wechsel von einem katholischen und einem evangelischen Bischof regiert werden sollte. Die evangelischen Bischöfe sollten jeweils vom Herzogshaus Braunschweig-Lüneburg gestellt werden. Damit wurden die welfischen Herzöge entschädigt für den Verzicht auf Koadjutorenrechte in den Erzbistümern Bremen und Magdeburg sowie den Bistümern Halberstadt und Ratzeburg. Ansonsten war der religiöse Stand vom Normaltag 1. Januar 1624 wiederherzustellen.


1648 war der Katholik Franz Wilhelm von Wartenberg Bischof von Osnabrück, zu seinem Nachfolger sollte als erster Protestant Ernst August I. von Braunschweig-Lüneburg vom Domkapitel gewählt werden, dies erfolgte 1661. Das Procedere war 1650 in Nürnberg in der sogenannten Capitulatio perpetua Osnabrugensis, der immerwährenden Wahlkapitulation des Bistums, festgelegt worden. Dies war eine staats- und kirchenrechtlich einzigartige Konstruktion, die auch auf die Ablehnung des Papstes stieß, der den Westfälischen Friedensverträgen auch aus anderen Gründen übrigens nie zugestimmt hat. Bis zur Säkularisation ergab sich so folgende Reihe von Fürstbischöfen:





	
1625-1661

	Franz Wilhelm von Wartenberg (erster Fürstbischof ab 1648)





	1661-1698

	Ernst August I. von Braunschweig-Lüneburg (nur weltlich)





	1698-1715

	Karl Joseph von Lothringen





	1716-1728

	Ernst August II. von Hannover (nur weltlich)





	1728-1761.

	
Clemens August von Bayern





	1763-1803.

	
Friedrich Herzog von York (nur weltlich,


letzter Fürstbischof).







Das Hochstift Osnabrück war ca. 2700 km2 groß, etwa dem heutigen Großherzogtum Luxemburg entsprechend, und hatte etwa 120 000 Einwohner. Die Stadt Osnabrück war überwiegend lutherisch. Die Landpfarreien wurden zwischen Katholiken und Protestanten aufgeteilt. 28 Kirchspiele waren katholisch, 17 waren lutherisch, acht gemischt, für drei der gemischten Kirchspiele wurde ein Simultaneum eingerichtet, d.h. die vorhandene Kirche wurde von beiden Konfessionen gemeinsam genutzt, wobei die Nutzungszeiten genau in der Kapitulation von Nürnberg festgelegt wurden. Die Zuteilung bezog sich allein auf die Konfession des zuständigen Pfarrers, natürlich gab es in vielen der einer Konfession zugeteilten Gemeinden auch Minderheiten der jeweils anderen Konfession. So hatten sechs katholische und zwei lutherische Gemeinden eine konfessionell gemischte Bevölkerung, zwei der beiden Konfessionen zugesprochenen Kirchspiele aber eine überwiegend evangelische Bevölkerung.


Der örtliche Geistliche war aber als einziger berechtigt, öffentliche kirchliche Handlungen vorzunehmen, z.B. auch Beerdigungen auf dem Kirchspielfriedhof. Ihm standen auch allein die sogenannten Stolgebühren für Beerdigungen, Taufen und Hochzeiten zu. Es kam vor, dass lutherische Pfarrer aus Nachbargemeinden vor der Beerdigung eines Protestanten durch den zuständigen katholischen Ortspfarrer zusätzlich eine Traueransprache hielten. Taufen und Trauungen sollen die Protestanten häufig von den katholischen Ortspfarrern vornehmen haben lassen, die sie sowieso bezahlen mussten, um die vom Anstand gebotene Zuwendung für seinen Dienst an den lutherischen Pfarrer zu sparen. Die katholische Taufe sei auch von den Evangelischen als gültig angesehen worden. Die katholischen Geistlichen mussten sich dabei über ihr kanonisches Recht hinwegsetzen, das an sich die communicatio in sacris, den Umgang in geistlichen Dingen mit vom wahren Glauben Abgefallenen verbot, zumal sie sich keine Hoffnungen machen konnten, dass die Inanspruchnahme ihrer Dienste Osnabrücker Protestanten zu Glaubenskonversionen motivieren könnten. Das galt auch für die Protestanten, die in nicht geringer Zahl regelmäßig die Gottesdienste in der Ortskirche der katholischen Kirchspiele besuchten. Oft war die nächste evangelische Kirche zu weit weg oder man empfand die Ortskirche als die jahrhundertelang angestammte Heimatkirche, oft „besaß“ die Familie auch „ererbte“ Kirchenstühle in dieser Kirche.


Dass umgekehrt Katholiken die Dienste evangelischer Pfarrer in Anspruch nahmen, ist wohl selten vorgekommen. Dies lag zum einen daran, dass die meisten Kirchspiele katholisch oder zumindest gemischt waren und Katholiken seltener in der Situation einer konfessionellen Minderheit waren, zum anderen aber auch daran, dass dies Katholiken kirchenrechtlich nicht erlaubt und der Besuch der katholischen Messe Pflicht war.


Der Pfarrzwang erstreckte sich auch auf Küster, Organisten und Schulen. Überwiegend in den katholischen Gemeinden gab es private Nebenschulen („Klippschulen“) für die evangelischen Schüler.


Teilweise ergaben sich skurrile Situationen. So war in der simultan genutzten St.Georgskirche in Badbergen das Taufbecken im mittelalterlichen Taufstein durch Einsatz eines zweigeteilten Kupferkessels zweigeteilt. 1772 trat eine Undichtigkeit in der Trennwand zwischen beiden Anteilen auf, so dass sich katholisches und evangelisches Taufwasser vermischen konnten. Da das katholische Taufwasser mit geweihtem Salböl versetzt war, war dies für beide Seiten nicht tolerabel.


Bei der komplexen konfessionellen Struktur im Fürstbistum gab es auch zwischen Bewohnern benachbarter verschiedenkonfessioneller Gemeinden aufgrund der räumlichen Nähe zahlreiche soziale Kontakte über die Konfessionsgrenzen hinweg. Auch in der Stadt Osnabrück war die stadtteilbezogene konfessionelle Durchmischung relativ groß, da die innerstädtische Mobilität groß war und viele Familien zur Miete wohnten. Für den nördlichen Bereich des Bistums wurde nachgewiesen, dass beide Konfessionen viele kirchlichen Feste gemeinsam feierten. An katholischen Prozessionen nahmen auch evangelische Mitbewohner teil, so 1662 in Vörden, wo es zu dieser Zeit nur sechs katholische Haushalte gab, aber an der Fronleichnamsprozession sich auch viele der 444 Protestanten beteiligten. Ebenso waren gemischt konfessionelle Patenschaften nicht unüblich.


Auch bei offiziellen Feierlichkeiten musste man Kompromisse finden. 1772 wurde, zurückgehend auf einen Vorschlag des Domdechanten, die Tausendjahrfeier der Christianisierung im Bistum gefeiert. Das evangelische Konsistorium stimmte schließlich nach längeren Überlegungen einer Beteiligung an der Feier zu, der englische König Georg III. als Vormund des minderjährigen Fürstbischofs Friedrich von York ordnete eine schlichte eintägige Feier mit Dankgottesdiensten beider Konfessionen an. Das Domkapitel erwirkte aber vom geistlich zuständigen Kölner Erzbischof eine Verordnung für eine aufwändige achttägige Feier mit Musik, Gesang, Kanonenschüssen und Prozessionen. Schließlich wurde von katholischer Seite noch eine finanzielle Unterstützung für die Feierlichkeiten durch den Landesherrn beantragt. Nach zunächst erfolgter Ablehnung dieses Ansinnens gab es dann doch eine Beihilfe aus der bischöflichen Privatschatulle.


Der Landtag umfasste die drei Stände Domkapitel, Ritterschaft und Städte. Alle Domherren waren stimmberechtigt, zur Kurie der Ritterschaft gehörten alle adligen Besitzer eines der 69 eingetragenen Rittergüter aus insgesamt 24 Familien. 12 Familien waren protestantisch, 10 katholisch, bei zwei Familien ist die Konfession nicht überliefert. Der Landtag wurde in der Regel einmal im Jahr im Januar einberufen. Die Stände tagten zunächst getrennt, es galt innerhalb jeder „Kurie“ das Mehrheitsprinzip, danach folgte die gemeinschaftliche Tagung, Hauptaufgabe war die Steuerbewilligung.


Für Bewerber auf die drei protestantischen Domherrensitze galten zwar prinzipiell die gleichen Aufnahmebedingungen und -prozeduren wie für die katholischen Aspiranten, manche Regularien waren aber mit ihrer Konfession einfach nicht vereinbar. So konnte die Anlage einer Tonsur nicht verlangt werden, da dies einem Bekenntnis zum katholischen Glauben entsprochen hätte. Letztlich wurde bei den Evangelischen dann darauf verzichtet. Alle Bewerber waren zu einem Studium verpflichtet, ein Student an einer katholischen Universität musste aber häufig ein Bekenntnis zum katholischen Glauben bei seiner Immatrikulation ablegen - somit hatten evangelische Studenten nur eingeschränkte Möglichkeiten, an einer katholischen Universität zu studieren. Erst gegen Ende des 17.Jh. wurde den protestantischen Domherren auch das Studium an protestantischen Universitäten erlaubt. Allein 10 der 20 protestantischen Domherren studierten an der 1737 von Braunschweig-Lüneburg gegründeten Universität Göttingen.


Für Funktionen in der Staatsverwaltung griffen die Fürstbischöfe auf Personen ihres Vertrauens zurück, naturgemäß wurden Domherren von den evangelischen Herrschern dabei weniger berücksichtigt.


Auch der Besuch der Messe war für alle Domherren verpflichtend, dem mussten sich die Protestanten notgedrungen fügen, auch um in den Genuss der sogenannten Präsenzgelder zu gelangen. Zur Wahl von Bischof, Domprobst und Domdechant waren die protestantischen Domherren nicht zugelassen. Die katholischen Domherren wurden nach festen Regeln durch das Domkapitel selbst, durch den Papst, den Erzbischof von Köln und durch den Kaiser neu aufgenommen. Jeder neue Kaiser hatte z.B. das Recht, in jedem reichsunmittelbaren Stift eine freigewordene Stelle zu besetzen (Recht der ersten Bitte). Für die protestantischen Domherren galt das nicht, sie wurden alle vom Domkapitel gewählt. Vorschlagsberechtigt war der sogenannte Turnarius, ein Domherr, der nach einem festgelegten Turnus wechselte. In Osnabrück wurde der Turnus fixus genutzt, d.h. ein Turnarius war so lange vorschlagsberechtigt, bis er einen Sitz im Kapitel vergeben hatte. Dieses Verfahren bewirkte zwangsläufig, dass auch einmal ein katholischer Turnarius einen protestantischen Kandidaten präsentieren musste und ein protestantischer Turnarius einen katholischen. Die erste Konstellation trat seit 1648 elfmal ein, die zweite dreimal. Da hier die familiären Netzwerke nicht wirksam werden konnten, spielten dann auch finanzielle sogenannte „Erkenntlichkeiten“ bei der Auswahl der Vorschläge eine Rolle.


Der Papst hatte das Nachbesetzungsrecht bei einem in einem ungeraden Monat verstorbenen oder ausgeschiedenen Domherrn. War das ein Protestant, konnte und wollte er das nicht tun, und das Domkapitel als Ganzes übernahm die Auswahl.


Justus Möser (1720-1794) war der überregional bekannteste Repräsentant des politischen Systems in Osnabrück. Als studierter Jurist wurde er Sekretär der Landstände und dann ab 1755 Syndicus der Osnabrücker Ritterschaft. 1743 wurde er Geheimer Justizrat, ab 1763 führte er die Regentschaft für den zunächst noch minderjährigen Fürstbischof Friedrich von York. Seine Bücher zu juristischen und volkskundlichen Themen machten ihn in ganz Deutschland bekannt. Goethe bezeichnete ihn als „Patriarchen von Osnabrück“. Er war von der Osnabrücker staatlichen Verfassung überzeugt: „Ich wüsste keine Stadt wo jedermann so ruhig und zufrieden sein Amt verrichtet oder seinem Berufe nachgeht als hier in Osnabrück“.


Die spätere preußisch zentrierte Geschichtsschreibung sah das anders: „Die katholisch-evangelische Wechselregierung war eine unglückselige Einrichtung für das Land und seine Verwaltung“ (Max Bär 1901).





Lübeck, Minden, Halberstadt -


bikonfessionelle Domkapitel in Norddeutschland


In Norddeutschland setzte sich die Reformation nahezu flächendeckend durch. Die Normaljahrsbestimmung der Westfälischen Friedensverträge bewirkte aber, dass auch hier katholische „Inseln“ überlebten.


Ein Kuriosum stellte das Fürstbistum Lübeck dar, 970 in Oldenburg/Holstein gegründet, um 1160 nach Lübeck verlegt. Es war nach 1648 das einzige evangelische Bistum im Reich, das Haus Schleswig-Holstein-Gottorf behielt das Recht, den Bischofsstuhl zu besetzen, schon 1586 hatte das Domkapitel sich verpflichtet, nur noch Administratoren bzw. Bischöfe aus dieser Familie zu wählen. Residenz des Bischofs war schon seit 1350 endgültig Eutin. 1634-1655 regierte Johann X. von Schleswig-Holstein-Gottorf, genannt Bischof Hans. Er konnte mit Hilfe geschickter Gesandter bei den Friedensverhandlungen in Osnabrück den Bestand seines Landes erhalten.


Fürstbischof Adolf Friedrich regierte von 1727 bis 1750, er wurde 1751 König von Schweden. Sein Nachfolger Friedrich August (1750-1785) wurde 1774 erster Herzog von Oldenburg. Unter seinem Nachfolger und letztem Bischof von Lübeck Peter Friedrich Ludwig von Oldenburg wurde das Hochstift durch den Reichsdeputationshauptschluß 1803 in ein weltliches und erbliches Fürstentum umgewandelt.


In der freien Reichsstadt Lübeck residierte auch nach 1648 immer noch das Domkapitel, und dieses war bikonfessionell mit einer kleinen Gruppe von vier katholischen Domherren neben 26 evangelischen. Ab 1535 wurde im Dom evangelisch gepredigt, parallel fand aber noch die katholische Messe für die Domherren statt. 1571 wurde dann auch der Chor an die evangelische Gemeinde übergeben, 1588 der erste lutherische Hauptpastor für die Domgemeinde berufen. Die katholischen Domherren konnten nur noch in privatem Rahmen die Messe feiern.


Die lutherischen Domherren entstammten überwiegend norddeutschen Adelsfamilien, z.B. von Ahlefeldt, von Bülow, von Bassewitz, Grafen von Stolberg, von Rantzau, von Ruhmor, von Reventlow, von Moltke, auch aus regierenden Häusern (Schleswig-Holstein-Gottorf, Mecklenburg-Schwerin, Braunschweig-Lüneburg). Viele hatten selbst Staats- oder Hofämter im schleswig-holsteinischen Bereich inne oder ihre Väter waren in entsprechenden Positionen, manche waren Offiziere. Johann Ludwig von Wallmoden z.B., 1751 Domherr, wurde 1779 großbritannischer und braunschweigisch-lüneburgischer Generalleutnant und 1803 Feldmarschall, er war auch Gesandter am Kaiserhof in Wien. Franz Paul Christoph Freiherr von Seckendorff (Domherr 1800) war seit 1800 der protestantische Präsident des Reichskammergerichts in Wetzlar.


Die katholischen Domherren wurden vom Papst ausgewählt und stammten teilweise auch aus Süddeutschland. Zwischen 1648 und 1803 wurden 18 Männer berufen, alle bis auf zwei aus adeligen Familien. Der erste war 1668 Caspar Andreas von Elmendorff aus einer im Hochstift Münster ansässigen Familie, er war Priester, wurde 1705 kaiserlicher Rat, schließlich Senior des Domkapitels. Er wurde nach seinem Tod 1730 im Lübecker Dom beigesetzt - obwohl der Dom ja nicht mehr katholisch war. 1688 wurde Adolf Franz Friedrich von der Lippe Domherr, er studierte am Collegium Germanicum in Rom und war auch Domherr in Hildesheim und Paderborn. Aus der Diözese Görz im heutigen Slowenien stammte Johann Baptist Aloysius Graf von Edling, der 1779 Domherr in Lübeck wurde. Er war verwandt mit dem Fürstbischof von Görz. Auch er studierte am Collegium Germanicum. Er war seit 1779 Pfarrer in Vierkirchen, Kreis Dachau. 1791 reiste er wegen der Erkrankung seines Bruders nach Wien. Nachdem er zwei Jahre später nach dem Tode seines Bruders immer noch nicht in seinen Pfarrort zurückgekehrt war, wurde er 1793 seines Amtes enthoben. 1794 wurde ein Konkursverfahren gegen ihn eingeleitet, das erhebliche Schulden aufdeckte. Ab 1800 residierte er in Lübeck, wo er 1830 starb.


Katholische Gottesdienste konnten nur in Privathäusern stattfinden, z.B. in der Kurie eines katholischen Domherrn. Es kam deswegen jedoch häufig zu Streitigkeiten, aber nicht so sehr innerhalb des Domkapitels, sondern überwiegend mit dem Rat der Stadt Lübeck, insbesondere in den 70er und 80er Jahren des 17. Jahrhunderts. Der Stadt missfiel es, wenn bei den Gottesdiensten durch großen Andrang Aufsehen erregt wurde, z.B. warteten oft Kutschen der Gottesdienstbesucher vor dem Haus, in dem die Messe stattfand. Der Rat wollte nach 1648 katholische Gottesdienste nur noch für die katholischen Domherren und deren Anhang dulden. Das Domkapitel, das insgesamt ein gespanntes Verhältnis zur Stadt hatte, verwahrte sich dagegen, dass der Rat Maßnahmen gegen die katholischen Messfeiern ergriff, da diese in Häusern auf dem Territorium des Stifts stattfanden.


Das Bistum Minden ging 1648 unter, das Territorium fiel als weltliches Fürstentum Minden an Brandenburg als Kompensation für den Verlust der Anwartschaft auf Vorpommern, das Schweden zugeschlagen wurde. Das Domkapitel Minden blieb aber als Institution bestehen, und es war konfessionell gemischt gemäß der Zusammensetzung im Normaljahr 1624. So wurden zunächst 13 evangelische und 11 katholische Domherrensitze festgeschrieben, später wurden nach und nach sechs evangelische Stellen nach dem Ableben ihrer Inhaber vom Landesherrn eingezogen, das Kapitel zog noch zwei katholische und eine evangelische Präbende ein, so dass neun katholische und sechs evangelische Stellen übrigblieben. 1665 und 1677 stiftete dann der Bischof von Münster, Christoph Bernhard von Galen, der auch in Minden Domherr war, zwei neue katholische Präbenden, daraufhin stiftete 1689 der ev. Domherr Christoph von dem Busche eine neue evangelische Präbende. Auch die katholischen Vikare am Dom waren in der Mehrheit (15 gegenüber 7 evangelischen), in der Domkirche fanden nur katholische Gottesdienste statt.


In Minden gab es noch ein weiteres gemischtes Kapitel an der evangelischen Kirche St. Martini mit sechs katholischen und drei evangelischen Stiftsherren, ein rein katholisches Stiftskapitel an der Johanniskirche, eine Benediktinerabtei sowie ein rein evangelisches Frauenstift mit 15 Stiftsdamen. Alle Stifte bestanden bis 1810 und wurden von König Jerome von Westphalen aufgehoben.


Der stets katholische Domprobst vertrat das Mindener Domkapitel nach außen, der evangelische Dechant führte die Verwaltung. Neue Domherren wurden zur Hälfte vom Kapitel selbst gewählt, die andere Hälfte ernannte der brandenburgisch-preußische Landesherr. Auch den Probst ernannte der Landesherr, der Dechant wurde vom Kapitel gewählt. Domherren mussten adelig sein, als geistliche Voraussetzung genügte die Tonsur, von der sich die evangelischen Anwärter freikaufen konnten. Nach der Wahl musste eine strikte, aber kurze Residenzpflicht von vier Wochen im Bereich des Kapitels erfüllt werden unter Aufsicht eines Beauftragten des Kapitels. Nach der Aufnahme musste noch ein einjähriges Studium absolviert werden, zunächst in Minden an der Domschule, später dann an einer Universität.
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